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Antrag auf Erprobung einer Regelungsbefreiung nach § 4 Kommunales 
Regelungsbefreiungsgesetz (KommRegBefrG) 

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit macht der Städtetag Baden-Württemberg sein Antragsrecht nach § 4 KommReg-
BefrG zur Erprobung neuer Formen der Aufgabenerledigung geltend. Im Antrag sind 
nach § 3 Absatz 1 Satz 4 KommRegBefrG die landesrechtlichen Regelungen, von denen 
abgewichen werden soll, die Dauer der Erprobung und die angestrebte Art und Weise, 
mit der der Zweck der Regelungen und ihrer übergeordneten Ziele auf andere Weise als 
durch ihre Erfüllung erreicht werden können, darzulegen. 

Dies haben wir im Folgenden dargelegt und begründet: 

1. Betroffene landesrechtlichen Regelungen, von denen abgewichen werden soll

§ 3 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b Kommunalabgabengesetz (KAG) in Verbindung mit
§ 38 Abgabenordnung (AO)

2. Dauer der Erprobung

Vier Jahre 

3. Art und Weise, mit der der Zweck der Regelungen und ihrer übergeordneten
Ziele auf andere Weise als durch ihre Erfüllung erreicht werden können

Verwaltungsleistungen werden bei den Kommunen immer mehr online angeboten und 
daher auch über diverse Online-Bezahlverfahren im Voraus abgewickelt. Davon betroffen 
sind auch die kommunalen Verwaltungsgebühren nach § 11 KAG Baden-Württemberg 
(KAG). In den Verwaltungsgebührensatzungen der Kommunen ist die Entstehung der 
Verwaltungsgebühr in der Regel an die Beendigung der Leistung angeknüpft. Dies ent-
spricht auch der Regelung des § 11 KAG beziehungsweise der sinngemäßen Anwen-

Anlage 7

mailto:poststelle@im.bwl.de


2

dung nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b KAG in Verbindung mit § 38 AO. Bisher 
entsprach dies der Verwaltungspraxis in den Bürgerbüros vor Ort. Denn die Bürgerinnen 
und Bürger können die Verwaltungsleistungen vor Ort in den Bürgerbüros beantragen 
und zahlen nach Beendigung der Leistung bei den Mitarbeitenden die jeweils anfallenden 
Verwaltungsgebühren. 

Sollen nun kommunale Verwaltungsleistungen gemäß Onlinezugangsgesetz (OZG) on-
line abgewickelt und beantragt werden, muss dies auch von den Antragstellenden im 
Voraus gezahlt werden. Anschließend erfolgt die Bearbeitung und der Versand der bean-
tragten Verwaltungsleistung. Die Verwaltungsgebühr würde damit vor der Beendigung 
der Leistung fällig werden und bezahlt werden müssen. Die Fälligkeit eines Anspruchs 
kann jedoch rechtlich nicht vor dessen Entstehung liegen. Für die Festsetzung einer Ge-
bühr sind die rechtlichen und tatsächlichen Verhältnisse im Zeitpunkt ihrer Entstehung 
maßgebend.

Das Landesgebührengesetz Baden-Württemberg dagegen regelt bereits für die Landes-
behörden in § 3 Landesgebührengesetz (LGebG), dass die Gebühren- und Auslagen-
schuld bei öffentlichen Leistungen, die auf Antrag erbracht werden, mit dessen Eingang 
bei der Behörde entstehen. Für die Kommunen gilt diese Regelung nach § 11 KAG nicht. 
Daher ist die Bezahlung im Voraus bei den Verwaltungsleistungen im Landesbereich be-
reits über § 3 LGebG möglich. Die Entstehung beginnt hier bereits mit dem Eingang des 
Antrags.   

Durch die landesrechtliche Abweichung von § 3 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe b KAG in 
Verbindung mit § 38 AO könnten die Kommunen Verwaltungsleistungen alternativ dann 
sowohl vor Ort in den Bürgerbüros als auch online rechtssicher anbieten und Verwal-
tungsgebühren festsetzen und zahlungswirksam abwickeln. Dies würde über eine erwei-
terte Regelung in den kommunalen Verwaltungsgebührensatzungen umgesetzt werden. 
Dann könnte die Entstehung der Verwaltungsgebühren für die Verwaltungsleistungen vor 
Ort weiterhin an die Beendigung der Leistung geknüpft werden und die Entstehung für 
Verwaltungsgebühren für Online-Verwaltungsleistungen an dessen Eingang bei der Be-
hörde. Dies betrifft ausschließlich Online-Verwaltungsleistungen, für die eine Festbe-
tragsgebühr erhoben wird und die Höhe auch bei der jeweiligen Beantragung bereits 
konkret feststeht. Andere Gebühren (Rahmen-, Zeit- und Wertgebühren) sollen davon 
nicht betroffen sein und wie bisher nach Beendigung der Leistung entstehen. Das 
KommRegBefrG wurde vom Landtag Baden-Württemberg beschlossen, um praxisnahe 
Innovationen im Verwaltungshandeln zu ermöglichen. In der Begründung der Landesre-
gierung (Landtagsdrucksache 17/9087) wird betont, dass Kommunen über dieses In-
strument von landesrechtlichen Vorgaben abweichen dürfen, um effizientere, flexiblere 
oder kostengünstigere Verfahren zu erproben. 

Durch die beantragte Abweichung von der landesrechtlichen Regelung werden unter 
anderem folgende Mehrwerte gesehen: 

a) Modernisierung und Flexibilisierung der Verwaltungen 
b) Entlastung in den Fachbereichen bei der Veranlagung und Verbuchung von Ver-

waltungsgebühren sowie Entlastung des Beitreibungsbereiches durch direkte Zah-
lung bei Antrag
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c) Beschleunigung von Verwaltungsverfahren 
d) Bürokratieabbau
e) Kostengünstigere Gestaltung von Verwaltungsverfahren
f) Anpassung von Verwaltungsverfahren an digitale Prozesse
g) Ermöglichung praxisnaher Innovationen im Verwaltungshandeln
h) Erhöhung der Zufriedenheit von Bürgerinnen und Bürger
i) Zeitliche und räumliche Unabhängigkeit bei der Beantragung von Verwaltungsleis-

tungen (vor Ort oder online)
j) Analoge Erprobung der landesrechtlichen Regelung zwecks zielführendem Ein-

satz von Online-Verwaltungsleistungen mit Online-Zahlung (E-Payment) zur Errei-
chung von Anforderungen nach dem Onlinezugangsgesetz (OZG)

Wir bitten um Eingangsbestätigung und Mitteilung, ob der Antrag vollständig ist oder wei-
tere Unterlagen benötigt werden. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen jederzeit gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen

Ralf Broß
Oberbürgermeister a. D.


